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Verkehrsunfall: Die versäumte Berufungsfrist 

Der uneinsichtige Raser und der chaotische Anwalt 

Der Mandant erleidet einen Verkehrsunfall mit der Folge, dass aufgrund der eingetretenen 

Verletzungen eine dauerhafte Erwerbsminderung eintritt. Die finanziellen Konsequenzen für 

Umbaumaßnahmen, Haushaltsführungskosten, Einkommenseinbußen und entgangene 

Rentenanwartschaften können dabei schnell einen siebenstelligen Betrag erreichen. Bei 

sich selbst sieht der Mandant keine Mitschuld an dem Unfall. Der Anwalt verklagt Fahrer, 

Halter und Versicherer auf Ersatz der gesamten Schäden seines Mandanten. In der ersten 

Instanz wird ein unfallanalytisches Gutachten eingeholt, welches ein 50%iges Mitverschulden 

des Mandanten feststellt. Die Schäden werden ihm nur zu je 50% zugesprochen. Der Mandant 

will dies absolut nicht akzeptieren und beauftragt den Anwalt, Rechtsmittel einzulegen. In der 

Kanzlei wird wegen Überlastung des Personals versäumt, die Berufungsfrist und die 

Berufungsbegründungsfrist einzutragen, so dass beide Fristen versäumt werden. Erst mehr 

als ein Jahr später erkundigt sich der Mandant nach dem Stand des Verfahrens und bringt die 

Sache damit wieder ins Rollen. Für Wiedereinsetzungsanträge hinsichtlich beider Fristen ist 

es inzwischen zu spät. Das erstinstanzliche Urteil, welches die Schadenersatzansprüche des 

Mandanten nur zu 50% zusprach, ist leider rechtskräftig. Die Differenz von 50% verlangt der 

Mandant nun vom eigenen Anwalt als Schadenersatz. Im wahrscheinlich erneuten Prozess, 

diesmal gegen den Anwalt, wird ein neuerliches unfallanalytisches Gutachten eingeholt, 

welches kein Mitverschulden des Mandanten feststellt. Der Anwalt wird zum Schadenersatz 

verurteilt. Hatte ein solcher Unfall Dauerfolgen beim Mandanten nach sich gezogen, können 

über die Jahre erhebliche Beträge zusammenkommen. 

 

 


